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Zum Geleit 

Rechtsprechung und Wissenschaft haben sich in der Vergangenheit vielfach und 
intensiv mit den funktionalen Zusammenhängen zwischen verwaltungsbehörd-
lichem Verfahren und verwaltungsgerichtlichem Prozeß beschäftigt. Die rechts-
dogmatischen Verbindungslinien zwischen Verwaltungsverfahrens- und Ver-
waltungsprozeßrecht wurden demgegenüber bislang nur wenig diskutiert. Vor 
diesem Hintergrund widmet sich die von Heike Jochum vorgelegte Untersu-
chung der Frage nach dem normativen Verhältnis von Verwaltungsverfahrens-
und Verwaltungsprozeßrecht. Dabei werden rechtsdogmatische Verbindungsli-
nien und Zusammenhänge zwischen verwaltungsrechtlichen, verwaltungsver-
fahrensrechtlichen und verwaltungsprozeßrechtlichen Rechtsinstituten und 
Regelungskomplexen aufgedeckt, deren man sich vorher nicht bewußt war. Im-
mer wieder werden bei rechtlichen Phänomenen und Entwicklungstendenzen, 
die vertraut erschienen, dadurch, daß sie auf neuartige Weise zueinander in Be-
ziehung gesetzt und in übergreifende Zusammenhänge gestellt werden, neue 
Facetten sichtbar, ja nicht selten werden sie in ein neues Licht getaucht, so daß 
sich gänzlich neue Einsichten einstellen, die sich zu einem eindrucksvollen Ge-
samtbild zusammenfügen und so dem Prinzip der normativen Konnexität von 
Verwaltungsverfahrensrecht und Verwaltungsprozeßrecht Gestalt verleihen. 

Damit erhellt die Arbeit zugleich die Bedeutung und den Wert wissenschaftli-
cher Theorie- und Systembildung. Theorien seien, so legte Fritz Morstein Marx 
in seiner Einführung in das große Werk Niklas Luhmanns über Funktionen und 
Folgen formaler Organisationen dar, Kunstwerke, auch wenn sie an Mängeln 
leideten. Sie seien »Hirngespinste, im besten Sinne.« Man finde sie nicht, indem 
man sich in der Landschaft umsehe. Sie müßten vielmehr gemacht werden. Da-
hinter verberge sich die Absicht, außer Bäumen auch »den Wald« zu sehen, also 
nicht nur Bäume nebeneinander und hintereinander, sondern in einer Gesamt-
konzeption. Für eine solche Gesamtkonzeption, so fährt Morstein Marx fort, 
könne man nicht den Anspruch erheben, daß sie wesensnotwendig da sei, son-
dern nur, daß sie sich konzipieren lasse. Theorie gehe sammelnd, ordnend, be-
zugnehmend vor, um das zerstreute, empirisch gewonnene Forschungsgut 
kenntlich zu machen, aufzustapeln und zusammenhängend vorzuführen. Theo-
rie sei Verstehenshilfe. Und er fügt an, die Eleganz einer Theorie liege darin, 
daß ihr Nutzen befriedige. Gute Theorie mache Wissen erfaßbar und sage uns 
mehr, als wir ohnehin wüßten. Die letztinstanzliche Wertung der Theorie bleibe 
daher ihren Benutzern vorbehalten (Fritz Morstein Marx, Einführung, in: Ni-
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klas Luhmann, Funktionen und Folgen formaler Organisationen, 4. Aufl., Ber-
lin 1995, S. 12f.). In diesem Sinne möge auch die vorliegende Untersuchung ih-
ren Benutzern dienlich sein. 

Saarbrücken, im Juni 2004 Prof. Dr. Rudolf Wendt 



Vorwort 

Die Untersuchung zur normativen Konnexität von Verwaltungsverfahrens- und 
Verwaltungsprozeßrecht lag der Rechts- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fa-
kultät der Universität des Saarlandes im Sommersemester 2004 als Habilita-
tionsschrift vor. Aktualisierungen konnten im wesentlichen bis März 2004 vorge-
nommen werden. Ausgehend von der Beobachtung, daß Verwaltungsverfahren 
und Verwaltungsprozeß in funktionaler Hinsicht vielfach verwoben sind, wird 
die Hypothese aufgestellt, daß auch Verwaltungsverfahrens- und Verwaltungs-
prozeßrecht auf normativer Ebene verknüpft sein müssen. Den rechtsdogmati-
schen Geltungsgrund und die Funktionsbedingungen dieser normativen Ver-
knüpfung von Verwaltungsverfahrens- und Verwaltungsprozeßrecht zu erfor-
schen, stellt das Kernanliegen dieser rechtssystematisch ausgerichteten Arbeit 
dar. Eine Schlüsselstellung kommt dabei dem materiellen Verwaltungsrecht zu. 

Den Abschluß der Arbeit möchte ich zum Anlaß nehmen, allen denen zu 
danken, die mich bei der Verwirklichung dieses Vorhabens tatkräftig unter-
stützt und so zum Gelingen dieses Unterfangens beigetragen haben. Mein be-
sonderer Dank gilt Herrn Prof. Dr. Rudolf Wendt. Erst durch meine Tätigkeit 
an seinem Lehrstuhl wurde mein wissenschaftliches Interesse geweckt. Sein 
fachliches und sein persönliches Engagement waren mir stets Vorbild und An-
sporn zugleich. Zu großem Dank verpflichtet bin ich auch Herrn Prof. Dr. Wil-
fried Fiedler, der meinen wissenschaftlichen Werdegang von den ersten Seme-
stern meines Studiums an begleitet und mitgeprägt hat. In kürzester Zeit hat 
Herr Prof. Fiedler das Zweitgutachten erstellt. Auch dafür bin ich ihm sehr ver-
bunden. 

Danken möchte ich darüber hinaus meinen Kolleginnen und Kollegen am 
Lehrstuhl, insbesondere Herrn Priv.-Doz. Dr. Michael Elicker, Frau Ass. jur. 
Binke Quernheim, Herrn Rechtsreferendar Steffen Lampert und Herrn stud. 
can. Frank Lauterbach, die durch Diskussionsbereitschaft, Verständnis und un-
zählige kleine Handreichungen, die in ihrer Summe für mich von unschätzba-
rem Wert sind, mein Vorhaben unterstützt haben. An dieser Stelle möchte ich 
auch der Sekretärin des Lehrstuhls, Frau Gudrun Brückmann, danken, die mir 
durch manches aufmunternde Wort geholfen hat. In der Endphase der Ausar-
beitung übernahm Frau Brückmann die Schlußkorrektur des größten Teils des 
umfangreichen Manuskripts. Auch dafür herzlichen Dank. 

Ganz besonderer Dank gilt natürlich meinen Eltern, Rainer und Irmgard Jo-
chum. Beide haben mir diesen Werdegang erst ermöglicht und mich stets in mei-
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nen Entschlüssen bestärkt. Dank schulde ich darüber hinaus meinem Lebensge-
fährten Horst-Michael Rossel und seinen Eltern, Manfred und Meta Rossel, die 
über viele Jahre hin die privaten Unwägbarkeiten und Anstrengungen geduldig 
ertragen haben, die mit einem umfangreichen wissenschaftlichen Vorhaben un-
ausweichlich verbunden sind. 

Saarbrücken, im Juni 2004 Heike Jochum 
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§1 Einführung 

I. Problemstellung 

Die Wechselbeziehungen zwischen Verwaltungsverfahren und Verwaltungs-
prozeß beschäftigen Rechtsprechung1 und Literatur2, seit die Verwaltungsge-
richtsbarkeit in organisatorisch-formeller Hinsicht strikt von der öffentlichen 
Verwaltung getrennt ist.3 Beginnend mit der Kontroverse zwischen Carl Her-
mann Ule4 und Otto Bachof in den Jahren 1957 und 1958 ist die Frage nach dem 
Verhältnis von Verwaltungsverfahren und Verwaltungsgerichtsbarkeit immer 
wieder aufgeworfen worden. 1958 vertiefte Karl August Bettermann im Rah-
men seines vor der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer gehaltenen 
Vortrags6 die von Ule 1957 geprägte sogenannte »je-desto-Formel«. Ule hatte 
festgestellt: 

»Je formloser das Verwaltungsverfahren gestaltet ist, je weniger es mit rechtsstaatlichen 
Garant ien für den Einzelfall ausgestattet ist, desto mehr muß das verwaltungsgerichtliche 
Verfahren ausgebaut werden. Umgekehr t kann ein förmliches, nach rechtsstaatlichen 
Grundsä tzen gestaltetes Verwaltungsverfahren die Mehrstufigkeit des verwaltungsge-
richtlichen Verfahrens überflüssig machen.« 7 

1 Vgl. insbesondere das sogenannte »Wyhl-Urteil« des Bundesverfassungsgerichts, BVerf-
G E 61, 82 (109ff.); ähnlich bereits BVerfGE 15, 275 (280f.); aus der jüngeren Vergangenheit 
vgl. die sogenannte »Mutzenbacher-Entscheidung« des Bundesverfassungsgerichts, BVerfGE 
83,130 (148ff.). 

2 Vgl. Karl August Bettermann, Verwaltungsakt und Richterspruch, in: Gedächtnisschrift 
für Walter Jellinek, München 1955, S. 361 ff. sowie die nachfolgenden im einzelnen behandelten 
Literaturstimmen. 

3 Vgl. Ernst Forsthoff,, Lehrbuch des Verwaltungsrechts, Erster Band, Allgemeiner Teil, 
10. Aufl., München 1973, S.102ff. 

4 Carl Hermann Ule, Verwaltungsverfahren und Verwaltungsgerichtsbarkeit, DVB1. 1957, 
597ff. 

5 Otto Bachof, Nochmals: Verwaltungsverfahren und Verwaltungsgerichtsbarkeit, DVB1. 
1958, 6ff. 

6 Karl August Bettermann, Das Verwaltungsverfahren, VVDStRL 17 (1959), S. 118 (164ff.). 
7 Ule, DVB1.1957,597 (597); krit. Michael Fellner, Grundfragen des Verwaltungsverfahrens, 

in: Staatsbürger und Staatsgewalt, Jubiläumsschrift zum 100-jährigen Bestehen der deutschen 
Verwaltungsgerichtsbarkeit und zum 10-jährigen Bestehen des Bundesverwaltungsgerichtes, 
hrsg. von Helmut R. Külz/Richard Naumann, Karlsruhe 1963, S. 345 (348). 



2 §1 Einführung 

Seitdem haben sich dieser Thematik zahlreiche Tagungen der Deutschen Staats-
rechtslehrer aus verschiedensten Blickwinkeln angenommen.8 Einigkeit be-
steht insoweit, als allgemein anerkannt wird, daß zwischen Verwaltungsverfah-
ren und verwaltungsgerichtlichem Rechtsschutz ein Zusammenhang besteht. 
Es wird sowohl auf Parallelen und Berührungspunkte, auf Zusammenhänge 
und Wechselbeziehungen als auch auf weitgehende und grundlegende Unter-
schiede zwischen Verwaltungsverfahrensrecht und dem Verwaltungsprozeß-
recht hingewiesen.9 Weiterreichende Erkenntnisse darüber, in welcher Weise 
Verwaltungsverfahrens- und Verwaltungsprozeßrecht einander zugeordnet 
sind und welche konkreten Verbindungslinien zwischen beiden Rechtsgebieten 
bestehen, fehlen jedoch. Auch ist wenig über die wechselbezüglichen Abhängig-
keiten zwischen einzelnen Rechtsinstituten und -instrumenten des Verwal-
tungsverfahrens- und Verwaltungsprozeßrechts bekannt. Die konkreten Bezie-
hungen zwischen beiden Rechtsmaterien sowie die normativen Grundlagen 
und Funktionsbedingungen des Zusammenwirkens von Verwaltungsverfah-
rens- und Verwaltungsprozeßrecht liegen daher weitgehend im Dunkeln.10 Eine 
den funktionalen Zusammenhängen gewidmete Betrachtung lieferte zwar Jür-
gen Schwarze im Jahre 1973' l. Allerdings beschränkt sich diese Untersuchung 
explizit auf eine »Grundsteinlegung« für eine künftig zu erarbeitende Typologie 
des Verwaltungshandelns unter dem Blickwinkel des funktionalen Zusammen-
hangs von Verwaltungsverfahrensrecht und verwaltungsgerichtlichem Rechts-
schutz. Peter Lerche betonte im Jahr 1980, daß die verwaltungsgerichtliche 
Rechtskontrolle nicht isoliert, sondern in ihrem funktionalen Zusammenwir-
ken mit anderen, außergerichtlichen Kontrollen betrachtet werden müsse.12 

Auch griff Albert von Mutius im Jahre 1985 die Diskussion um die Wechselbe-
ziehungen zwischen Verwaltungsverfahren und Verwaltungsgerichtsbarkeit 
auf13 und stellte Unterschiede und Verknüpfungen von Gerichtsverfahren und 
Verwaltungsverfahren einander gegenüber, um so Ansätze für die Lösung kon-
kreter prozeßrechtlicher Probleme zu finden. Trotz des Bemühens um eine sy-

8 Vgl. Rupert Scholz, Verwaltungsverantwortung und -gerichtsbarkeit, VVDStRL 34 
(1975), S. 146ff.; aus der jüngeren Vergangenheit z.B. Thomas Würtenberger, Rechtliche Opti-
mierungsgebote oder Rahmensetzungen für das Verwaltungshandeln?, VVDStRL 58 (1999), 
S. 141 ff. 

9 So beispielsweise Carl Hermann Ule, Verwaltungsverfahren und Verwaltungsprozeß, Ver-
wArch. 62 (1971), 114 (134); aus neuerer Zeit Ulrich Ramsauer, Verwaltungsverfahrensgesetz, 
Kommentar, begr. von Ferdinand O. Kopp,8. Aufl., München 2003, Einf. Rdnr.44. 

10 Vgl. bereits Scholz, VVDStRL 34 (1975), S. 146 (148). 
11 Jürgen Schwarze, Der funktionale Zusammenhang von Verwaltungsverfahrensrecht und 

verwaltungsgerichtlichem Rechtsschutz, Berlin 1974. 
12 Peter Lerche, Die Verwaltungsgerichtsbarkeit im Geflecht der Rechtskontrollen, 

BayVBl. 1980, 257 (258). 
13 Albert von Mutius, Gerichtsverfahren und Verwaltungsverfahren, in: Festschrift für Chri-

stian-Friedrich Menger, hrsg. von Hans-Uwe Erichsen u.a., Köln u.a. 1985, S.575ff. 
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stematische, rechtsdogmatische Analyse konzentriert sich jedoch auch diese 
Untersuchung auf die funktionalen Zusammenhänge zwischen Verwaltungsver-
fahren und Verwaltungsprozeß.14 In der jüngeren Vergangenheit werden die 
funktionalen und darüber hinaus auch die dogmatischen Zusammenhänge zwi-
schen Verwaltungsverfahrens- und Verwaltungsprozeßrecht vermehrt ange-
sprochen.15 So beschreibt insbesondere Max-Emanuel Geiß 1999 ein Aus-
gleichsverhältnis zwischen Verwaltungsverfahren und Verwaltungsprozeß der-
gestalt, daß die gerichtliche Kontrolldichte nur in dem Maße zurückgenommen 
werden dürfe, wie das Verwaltungsverfahren eine möglichst objektive Entschei-
dung ermögliche. Geiß gelangt so zu der Annahme, dem Verwaltungsverfahren 
komme im Vergleich zum Verwaltungsprozeß eine Komplementär-16 bezie-
hungsweise Kompensationsfunktion zu.17 In ähnlicher Weise greift Jan Ziekow 
im Jahre 2000 die von Peter Häberle 1972 geprägte Formulierung auf, nach der 
Rechtsschutz in Gerichtsschutz und in nichtjudiziellem Schutz zu unterteilen ist. 
Beide Facetten des Rechtsschutzes seien in einem differenzierten Gesamt-
rechtsschutzsystem18 verbunden, woraus eine gesamthänderische Verpflichtung 
von öffentlicher Verwaltung und Verwaltungsgerichtsbarkeit zur Rechtskon-

14 Vgl. von Mutius, Gerichtsverfahren und Verwaltungsverfahren, in: Festschrift für Christi-
an-Friedrich Menger, hrsg. von Hans-Uwe Erichsen u.a., 1985, S.575 (584ff., 593f.); ähnlich 
auch die Betrachtung von Wilfried Erbguth, Zum Gehalt und zur verfassungs- wie europa-
rechtlichen Vereinbarkeit der verwaltungsprozessual ausgerichteten Beschleunigungsgesetz-
gebung, UPR 2000, 81 (86f.). 

15 Eberhard Schmidt-Aßmann, in: Maunz/Dürig, Grundgesetz, Kommentar, München 2003, 
Art. 19 Abs. 4 GG Rdnr.26; vgl. Michael Gerhard, Funktionaler Zusammenhang oder Zusam-
menstoß zweier Rationalitäten? Das Verhältnis von Verwaltungsverfahren und Verwaltungs-
prozess am Beispiel der jüngeren Verfahrensfehlerlehre, in: Verwaltungsverfahren und Ver-
waltungsverfahrensgesetze, hrsg. von Wolfgang Hoffmann-Riem/Eberhard Schmidt-Aßmann, 
Baden-Baden 2002, S.413ff.; Helmuth Schulze-Fielitz, Zusammenspiel von öffentlich-rechtli-
chen Kontrollen der Verwaltung, in: Verwaltungskontrolle, hrsg. von Eberhard Schmidt-Aß-
mann/Wolfgang Hoffmann-Riem, Baden-Baden 2001, S.291 (308); Peter J. Tettinger/Volker 
Wahrendorf, Verwaltungsprozeßrecht, Köln u.a. 2000, §1 Rdnr. 10f.; Dieter Lorenz, Verwal-
tungsprozeßrecht, Berlin u.a. 2000, S. 52f. Rdnr. 12ff.; Horst Sendler, Funktionsverschiebungen 
im Verhältnis von Verwaltungsverfahren und Verwaltungsprozeß, in: Verwaltungsverfahren 
und Verwaltungsprozeß im Wandel der Staatsfunktionen, hrsg. von Willi Blümel/Rainer Pit-
schas, Berlin 1997, S.73f. 

16 So bereits auch Friedrich Schoch, Der Verfahrensgedanke im allgemeinen Verwaltungs-
recht, Verw. 25 (1992), 21 (29); ähnlich Schmidt-Aßmann, in: Maunz/Dürig, Grundgesetz, 
Art. 19 Abs.4 GG (2003) Rdnr.26, der von wichtigen Entlastungs- und Ergänzungsaufgaben 
spricht, welche das administrative und das gerichtliche Verfahren bei ansonsten strikter Tren-
nung für einander wahrnehmen können. 

17 Max-Emanuel Geis, Mehr Handlungsfreiheit durch Rücknahme der verwaltungsgericht-
lichen Kontrolldichte?, in: Handlungsspielräume der Verwaltung, hrsg. von Jan Ziekow, Berlin 
1999, S. 97 (106f.); ähnlich bereits Eberhard Schmidt-Aßmann, Verwaltungsverantwortung und 
Verwaltungsgerichtsbarkeit, VVDStRL 34 (1975), S 221 (265ff.). 

18 Peter Häberle, Grundrechte im Leistungsstaat, VVDStRL 30 (1972), S.41 (122); ähnlich 
auch Lerche, BayVBl. 1980, 257 (258). 
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kretisierung erwachse.19 Ziekow stellt auf diesem Boden fest, daß zwischen Ver-
fahrensrecht und Verwaltungsprozeß ein Verhältnis der Kompensation beste-
he20. Darauf wird zurückzukommen sein.21 Jost Pietzcker geht wohl sogar einen 
Schritt weiter, indem er ein Austauschverhältnis zwischen Verfahrenskontrolle 
und inhaltlicher Kontrolle der Verwaltungstätigkeit annimmt22 und eine »Er-
gänzbarkeit oder sogar Ersetzbarkeit23 von Verwaltungsverfahren durch Ge-
richtsverfahren«24 bejaht. Auch andere Literaturstimmen deuten gelegentlich 
an, daß (zumindest) einzelne Elemente des Verwaltungsverfahrens beziehungs-
weise des Verwaltungsprozesses in einem Verhältnis gegenseitiger Substituier-
barkeit stehen (können).25 

Allgemein wird gefordert, die Zusammenhänge zwischen Verwaltungsver-
fahren und Verwaltungsprozeß stärker in den Blick zu nehmen und auf diese 
Weise sowohl im Rahmen der Rechtsanwendung und -auslegung als auch bei 
Reformen des Verwaltungsverfahrens- und Verwaltungsprozeßrechts darauf 
hinzuwirken, daß möglichst wenig Widersprüche und Verwerfungen zwischen 
beiden Rechtsgebieten entstehen. Allen Ansätzen gemeinsam ist dabei aller-

19 Jan Ziekow, Modernisierung des Verfahrensrechts, in: Verfahrensrecht in Verwaltung 
und Verwaltungsgerichtsbarkeit, hrsg. von Klaus König/Detlef Merten, Berlin 2000, S.69f. 

20 Ziekow, Modernisierung des Verfahrensrechts, in: Verfahrensrecht in Verwaltung und 
Verwaltungsgerichtsbarkeit, hrsg. von Klaus König/Detlef Merten, 2000, S.69 (83); zur Kom-
pensationsfunktion der Bürgerpartizipation im Verwaltungsverfahren Walter Schmitt Glaeser, 
Die Position der Bürger als Beteiligte im Entscheidungsverfahren gestaltender Verwaltung, in: 
Verfahren als staats- und verwaltungsrechtliche Kategorie, hrsg. von Peter Lerche u.a., Heidel-
berg 1984, S. 35 (42ff.); zur Kompensation innerhalb des Verwaltungsverfahrens Eberhard 
Schmidt-Aßmann, Der Verfahrensgedanke in der Dogmatik des öffentlichen Rechts, in: Ver-
fahren als staats- und verwaltungsrechtliche Kategorie, hrsg. von Peter Lerche u.a., Heidelberg 
1984, S. 1 (16f.); kritisch zur Kompensationsfunktion von Verfahrenselementen im allgemeinen 
Rainer Wahl, Verwaltungsverfahren zwischen Verwaltungseffizienz und Rechtsschutzauftrag, 
VVDStRL 41 (1983), S. 151 (158f.). 

21 Zur gegenseitigen Kompensation von Funktionsdefiziten im Verhältnis von verwaltungs-
behördlichem Verfahren und verwaltungsgerichtlichem Prozeß siehe § 2 V. 4. 

22 Jost Pietzcker, Verfahrensrechte und Folgen von Verfahrensfehlern, in: Festschrift für 
Hartmut Maurer, hrsg. von Hans-Wolfgang Arndt/Max-Emanuel Geis/Dieter Lorenz, Mün-
chen 2001, S.695 (706); ähnlich bereits derselbe, Das Verwaltungsverfahren zwischen Verwal-
tungseffizienz und Rechtsschutzauftrag, VVDStRL 41 (1983), S. 193 (207). 

23 Hervorhebung nicht im Original. 
24 Pietzcker, Verfahrensrechte und Folgen von Verfahrensfehlern, in: Festschrift für Hart-

mut Maurer, hrsg. von Hans-Wolfgang Arndt/Max-Emanuel Geis/Dieter Lorenz, 2001, S.695 
(707); nachdrücklich gegen eine Ersetzung des Verwaltungsverfahrens durch den Verwaltungs-
prozeß Wilfried Berg, Die Verwaltung und ihre Richter, in: Festschrift für Hartmut Maurer, 
hrsg. von Hans-Wolfgang Arndt/Max-Emanuel Geis/Dieter Lorenz, München 2001, S.529 
(539ff.); Schmidt-Aßmann, in: Maunz/Dürig, Grundgesetz, Art. 19 Abs. 4 GG (2003) Rdnr.26; 
derselbe, VVDStRL 34 (1975), S 221 (267); krit. auch Ramsauer, Verwaltungsverfahrensgesetz, 
Kommentar, begr. von Ferdinand O. Kopp, 8. Aufl. 2003, Einf. Rdnr.44 a.E. 

25 Lorenz, Verwaltungsprozeßrecht, 2000, S. 53 Rdnr. 14; von einem »Kontrollverbund« von 
Verwaltungsverfahren und verwaltungsgerichtlichem Prozeß spricht Michael Dolderer, Ver-
waltungsprozeß im Wandel, in: Festschrift für Winfried Brohm, hrsg. von Carl-Eugen Eberle 
u.a., München 2002, S.245 (259). 
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dings eine starke Ausrichtung auf die funktionale Betrachtung der Thematik. 
Die rechtsdogmatischen Grundlagen und Funktionsbedingungen des Zusam-
menwirkens von Verwaltungsverfahrens- und Verwaltungsprozeßrecht werden 
demgegenüber nicht oder doch lediglich am Rande thematisiert.26 Auch fällt 
auf, daß sich die Diskussion ganz überwiegend auf Einzelfragen und -aspekte 
konzentriert und damit die übergreifenden Zusammenhänge zwischen Verwal-
tungsverfahrens- und Verwaltungsprozeßrecht unberücksichtigt läßt. So wurde 
diskutiert, ob es mit Blick auf die Existenz eines umfassenden Vorverfahrens 
(§§ 68ff. Verwaltungsgerichtsordnung - VwGO -2 7) gerechtfertigt werden kann, 
den verwaltungsgerichtlichen Rechtsweg zu verkürzen. In der Tat läßt sich fra-
gen, ob der verwaltungsgerichtliche Rechtsschutz aus grundsätzlich drei Instan-
zen bestehen muß. Berücksichtigt man, daß bereits das behördliche Vorverfah-
ren administrative Maßnahmen einer Kontrolle zuführt, liegt es nahe, eine Ver-
kürzung des verwaltungsgerichtlichen Rechtszuges zu befürworten.28 Daneben 
wurde eine heftige Auseinandersetzung darüber geführt, ob eine Verwaltungs-
prozeßordnung geschaffen werden sollte, welche für sämtliche öffentlich-recht-
lichen Gerichtsbarkeiten gelten und an die Stelle von Verwaltungsgerichtsord-
nung (VwGO), von Sozialgerichtsgesetz (SGG)29 und Finanzgerichtsordnung 
(FGO)30 treten könnte.31 Ferner wurde über den Erlaß eines einheitlichen Ver-
waltungsverfahrensgesetzes diskutiert, welches auf die von einigen favorisierte 
Verwaltungsprozeßordnung hätte abgestimmten werden sollen.32 Später trat 
die Frage in den Mittelpunkt des Interesses, auf welche Weise der gebotene Um-
fang der gerichtlichen Kontrolldichte bei Ermessensentscheidungen der öffent-
lichen Verwaltung beziehungsweise bei der Konkretisierung auslegungsbedürf-
tiger Rechtsbegriffe durch die Exekutive zu bestimmen ist.33 Diesbezüglich 

26 Vgl. Rainer Wahl, Das Verhältnis von Verwaltungsverfahren und Verwaltungsprozeß-
recht in europäischer Sicht, DVB1. 2003,1285 (1286). 

27 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19.3. 
1991 (BGBl. I S.686), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.12. 2001 (BGBl. I S.3987). 

28 Das Grundgesetz geht zwar von einer nach Instanzen gegliederten Gerichtsbarkeit aus. 
Der Zugang zu einer zweiten oder weiteren gerichtlichen Instanz wird dennoch von der Verfas-
sung nicht garantiert, vgl. Christoph Degenhart, in: HdbStR, Band III, Heidelberg 1996, §75 
Gerichtsorganisation Rdnr. 13. 

29 Sozialgerichtsgesetz (SGG) in der Fassung des Gesetzes zur Änderung des Sozialgesetz-
buches und anderer Gesetze vom 24.7. 2003 (BGBl. I S. 1526). 

30 Finanzgerichtsordnung (FGO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28.3. 2001 
(BGBl. I S.442), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.7. 2001 (BGBl. I S. 1542). 

31 Zu dieser Auseinandersetzung Klaus Stern, Die Bedeutung Carl Hermann Ules für das 
Verwaltungsprozeß- und das Verwaltungsverfahrensrecht, in: Verfahrensrecht in Verwaltung 
und Verwaltungsgerichtsbarkeit, Symposion zum Gedächtnis an Carl Hermann Ule, hrsg. von 
Klaus König/Detlef Merten, Berlin 2000, S.29 (34ff.). 

32 Ule, DVB1. 1957, 597 (600ff.); derselbe, Verwaltungsverfahren und Verwaltungsprozeß. 
Zur Vereinheitlichung des Verwaltungsverfahrens- und Verwaltungsprozeßrechts, VerwArch. 
62 (1971), 114 (115ff.). 

33 Hans-Jürgen Papier, Verwaltungsverantwortung und gerichtliche Kontrolle, in: Fest-
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wird darauf hingewiesen, daß Verfahrensrichtigkeit und die Begrenzung der 
materiellen Gerichtskontrolle in einem kompensatorischen Verhältnis stehen.34 

Auf die funktionalen Wechselbeziehungen zwischen Verwaltungsverfahren und 
verwaltungsgerichtlichem Prozeß ist ferner häufig in der Diskussion um die Un-
beachtlichkeit oder Heilung von Verfahrensfehlern im verwaltungsgerichtli-
chen Prozeß (vgl. dazu § 45 Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz des Bundes -
VwVfG -3 5) hingewiesen worden.36 Darüber hinaus werden die funktionalen 
Zusammenhänge zwischen Verwaltungsverfahrens- und Verwaltungsprozeß-
recht virulent, sobald die veränderte Steuerungsleistung des materiellen Rechts 
problematisiert wird.37 

Bemerkenswert erscheint vor diesem Hintergrund die Erkenntnis: »Wo funk-
tionalem Rechtsdenken konkrete dogmatische Aufgaben zugewiesen werden 
sollen, setzt das voraus, Funktionen sorgfältig normativ zu unterfangen, d.h. die 
Rahmen und Zielvorgaben des positiven Rechts im Kontext des funktionalen 
Beziehungsgefüges deutlich herauszustellen.«38 In diesem Sinne setzt sich die 
vorliegende Untersuchung zum Ziel, die verschiedenen, das Verhältnis von Ver-
waltungsverfahrens- und Verwaltungsprozeßrecht kennzeichnenden normati-
ven Aspekte aufzuhellen und in einem Gesamtsystem zusammenzuführen. Auf 
diese Weise sollen die rechtsdogmatischen Grundlagen und Funktionsbedin-
gungen geklärt werden, welche das Zusammenwirken beider Normkomplexe 
steuern, und so die normative Konnexität von VerwaltungsVerfahrens- und Ver-
waltungsprozeßrecht nachgewiesen werden. 

schrift für Carl Hermann Ule, hrsg. von Willi Blümel u.a., Köln u.a. 1987, S.235 (235); Günter 
Püttner, Handlungsspielräume der Verwaltung und Kontrolldichte gerichtlichen Rechtsschut-
zes, in: Die öffentliche Verwaltung zwischen Gesetzgebung und richterlicher Kontrolle, hrsg. 
von Volkmar Götz u.a., München 1985, S. 131 (140ff.); zum gleichen Themenkreis Ferdinand O. 
Kopp, ebenda S. 146ff. 

34 Schmidt-Aßmann, Der Verfahrensgedanke in der Dogmatik des öffentlichen Rechts, Ver-
fahren als staats- und verwaltungsrechtliche Kategorie, hrsg. von Peter Lerche/Walter Schmitt 
Glaeser/Eberhard Schmidt-Aßmann, 1984, S. 1 (4). 

35 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) des Bundes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23.1. 2003 (BGBl. I S. 102.). 

36 Günter Püttner/Annette Guckelberger, Beschleunigung von Verwaltungsverfahren, JuS 
2001,218 (221 f.); Michael Dolderer, Die neu eingeführte »Ergänzung von Ermessenserwägun-
gen« im Verwaltungsprozeß, DÖV 1999,104 (104); Geis, Mehr Handlungsfreiheit durch Rück-
nahme der verwaltungsgerichtlichen Kontrolldichte?, in: Handlungsspielräume der Verwal-
tung, hrsg. von Jan Ziekow, 1999, S.97 (102ff.); Konrad Redeker, Legislative, Exekutive und 
Verwaltungsgerichtsbarkeit, NVwZ 1996, 126 (131); Gerhard Hofe/Andreas Müller, Wandel 
der Staatsfunktionen - Wandel in Verwaltungsverfahren und Verwaltungsprozeß, Bay VerwBl. 
1995, 225ff. 

37 Würtenberger, VVDStRL 58 (1999), S. 141 (169f.). 
38 Eberhard Schmidt-Aßmann, Funktionen der Verwaltungsgerichtsbarkeit, in: Festschrift 

für Christian-Friedrich Menger, hrsg. von Hans-Uwe Erichsen u.a., Köln u.a. 1985, S. 107. 
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II. Begriffliche und methodische Vorklärungen 

1. Verwal tungsverfahrensrecht und Verwal tungsprozeßrecht als 
Untersuchungsgegens tand 

Wer sich anschickt, das Verwaltungsverfahrensrecht und Verwaltungsprozeß-
recht einer systematischen Analyse zu unterziehen, steht zunächst vor dem 
Erfordernis, den Untersuchungsgegenstand zu konkretisieren. Beide Rechtsge-
biete zeichnen sich durch eine eher amorphe Struktur, durch eine Unabge-
schlossenheit und Weite aus, die es kaum zuläßt, den Betrachtungsgegenstand 
im Sinne einer Definition exakt einzugrenzen. Entzieht sich ein Untersuchungs-
gegenstand in dieser Weise einer definitiven Grenzziehung, bleibt methodisch 
allein der Weg einer möglichst umfassenden und erschöpfenden, deskriptiven 
sowie gegebenenfalls enumerativen Umschreibung und Erfassung aller den Be-
trachtungsgegenstand bildenden Einzelaspekte. 

a) Inhalt und Umfang des Verwaltungsverfahrensrechts 

Soll geklärt werden, welche Einzelaspekte vom Verwaltungsverfahrensrecht 
umfaßt sind, bietet es sich an, den Gegenstand näher zu betrachten, welchen 
dieses Rechtsgebiet regelt. Damit stellt das Verwaltungsverfahren den zentra-
len Ansatzpunkt dar, um Inhalt und Umfang des Verwaltungsverfahrensrechts 
zu bestimmen. Allerdings läßt sich auch das Verwaltungsverfahren selbst be-
grifflich nur schwer erfassen. Seine Verankerung im Recht stößt deshalb auf sy-
stematische Schwierigkeiten.39 Beschränkt man sich, statt eine Definition des 
Verwaltungsverfahrens zu versuchen, auf eine bloße Beschreibung dessen, was 
unter einem administrativen Verfahren zu verstehen ist, empfiehlt es sich, hin-
sichtlich der Bestimmung von Inhalt und Umfang des Verwaltungsverfahrens 
zu differenzieren. 

aa) Verwaltungsverfahrensrecht im materiell-funktionalen Sinn 

Geht man von der Zielsetzung des Verwaltungshandelns aus, läßt sich das Ver-
waltungsverfahrensrecht zunächst als die Rechtsmaterie beschreiben, welche 
bestimmt, auf welche Art und Weise materiell Verwaltungstätigkeit ausgeübt 
wird. Das Verwaltungsverfahren läßt sich dabei als eine Gesamtheit planvoll ge-
ordneter Vorgänge der Informationsgewinnung und -Verarbeitung begreifen, 
welche in der Verantwortung eines Trägers öffentlicher Verwaltung ablaufen 
und der Hervorbringung administrativer Entscheidungen dienen.40 Das Verwal-

31) Wolfgang Hoffmann-Riem, Verwaltungsverfahren und Verwaltungsverfahrensgesetz, in: 
Verwaltungsverfahren und Verwaltungsverfahrensgesetze, hrsg. von Wolfgang Hoffmann-
Riem/ Eberhard Schmidt-Aßmann, Baden-Baden 2002, S.9 (11). 

40 Eberhard Schmidt-Aßmann, in: HdbStR, Band III, Heidelberg 1996, § 70 Verwaltungsver-
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tungsverfahren umfaßt dabei jede auf den Erlaß einer behördlichen Entschei-
dung, die Vornahme einer sonstigen Maßnahme oder den Abschluß eines Ver-
trages gerichtete Tätigkeit der Verwaltungsbehörden.41 Dem Verwaltungsver-
fahren kommt allerdings nicht bloß die Bedeutung eines »Entscheidungsfin-
dungsmodus« zu. Vielmehr stellt das Verwaltungsverfahren zuvörderst eine 
Ausformung staatlicher Herrschaftsausübung dar. Damit erfüllt das Verwal-
tungsverfahren die Funktion eines Vermittlers zwischen den Vorgaben der Ver-
fassung und des materiellen Verwaltungsrechts und der Verwaltungsrealität 
und nimmt die Position einer »Schaltstelle« für die soziale Realität des materiel-
len Verwaltungsrechts ein.42 Das Verwaltungsverfahren avanciert so zum 
»Verwirklichungsmodus» des materiellen Verwaltungsrechts.43 Das Verwal-
tungsverfahrensrecht regelt folglich das Verfahren, indem das materielle Ver-
waltungsrecht verwirklicht und vollzogen wird. Die durch das materielle Ver-
waltungsrecht inhaltlich ausgestalteten Rechtsbeziehungen zwischen Bürger 
und Staat werden durch das Verwaltungshandeln in rechtsstaatlich geordneter 
Weise konkretisiert und damit »zum Entstehen« gebracht. Diese materielle Be-
griffsumschreibung erfaßt das Verwaltungsverfahrensrecht im funktionalen 
Sinn.44 

bb) Verwaltungsverfahrensrecht im formellen, institutionell-organisatorischen 
Sinn 

§ 9 Verwaltungsverfahrensgesetz des Bundes (VwVfG)45 bestimmt Inhalt und 
Umfang des Verwaltungsverfahrens dahin, daß es die nach außen wirkende Tä-
tigkeit der Behörden umfaßt, welche auf die Prüfung der Voraussetzungen, die 
Vorbereitung und den Erlaß eines Verwaltungsakts oder auf den Abschluß eines 
öffentlich-rechtlichen Vertrages gerichtet ist. Damit wird das Verwaltungsverfah-
ren unter Bezugnahme auf das verantwortliche Handlungssubjekt sowie die zu-
lässigen Handlungsformen im formellen, institutionell-organisatorischen Sinn 
skizziert.46 Die Kodifikation des Verwaltungsverfahrensrechts im formellen, in-
fahren und gerichtliches Verfahren Rdnr. 1; Hermann Hill, Das fehlerhafte Verfahren und sei-

ne Folgen im Verwaltungsrecht, Heidelberg 1986, S.57ff. 
41 Hartmut Maurer, Allgemeines Verwaltungsrecht, 14. Aufl., München 2002, § 19 Rdnr. 1 ff. 
42 Jan Ziekow, Inwieweit veranlaßt das Neue Steuerungsmodell zu Änderungen des Verwal-

tungsverfahrens und des Verwaltungsverfahrensgesetzes?, in: Verwaltungsverfahren und Ver-
waltungsverfahrensgesetze, hrsg. von Wolfgang Hoffmann-Riem/Eberhard Schmidt-Aßmann, 
Baden-Baden 2002, S.349 (353). 

43 Wahl, VVDStRL 41 (1983), S. 151 (153). 
44 Carl Hermann Ule, in: Verwaltungsverfahrensrecht, hrsg. von Carl Hermann Ule/Hans-

Werner Laubinger, 4. Aufl., Köln u.a. 1995, §2 Rdnr.2; Albert von Mutius, Das Widerspruchs-
verfahren der VwGO als Verwaltungsverfahren und Prozeßvoraussetzung, Berlin 1969, zugl. 
Diss. Kiel 1969, S.25ff. 

45 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) des Bundes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23.1. 2003 (BGBl. I S. 102.). 

46 Hill, Das fehlerhafte Verfahren und seine Folgen im Verwaltungsrecht, 1986, S. 6; von Mu-
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stitutionell-organisatorischen Sinn begegnet dem Rechtsanwender dabei in fö-
deraler Aufgliederung zwischen dem Bund und den Ländern.47 Diese Einzelko-
difikationen werden durch vielfältige Verfahrensregeln ergänzt, welche in der 
Praxis der Administrative entstanden sind (beispielsweise in Form von Verwal-
tungsvorschriften) oder von der Rechtsprechung entwickelt wurden.48 Ferner 
sind bereichsspezifische Vorschriften des Verwaltungsverfahrensrechts, bei-
spielsweise die Abgabenordnung (AO)49 und das Zehnte Buch des Sozialge-
setzbuchs (SGB X)50, zu berücksichtigen.51 Darüber hinaus finden sich spezifi-

tius, Das Widerspruchsverfahren der VwGO als Verwaltungsverfahren und Prozeßvorausset-
zung, 1969, S.21ff. 

47 Vgl. Verwaltungsverfahrensgesetz für Baden-Württemberg (LVwVfG) vom 21.6. 1977 
(GBl. S.227); Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) vom 23.12. 1976 
(BayRS 2010-1-1), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.12. 2002 (GVB1. S.975); Verwal-
tungsverfahrensgesetz für das Land Brandenburg (VwVfGBbg) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 9.3. 2004 (GVB1. S.78); Bremisches Verwaltungsverfahrensgesetz 
(BremVwVfG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 9.5.2003 (GVB. S. 219); Gesetz über 
das Verfahren der Berliner Verwaltung vom 8.12.1976 (GVB1. S. 2735,2898), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 15.10. 2001 (GVB1. S.486); Hamburgisches Verwaltungsverfahrensgesetz 
(HmbVwVfG) vom 9.11. 1977 (GVB1. S.333, 402), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18.11. 
2003 (GVB1. S.537); Hessisches Verwaltungsverfahrensgesetz (HVwVfG) in der Fassung der 
Neubekanntmachung vom 4.3. 1999 (GVB1. I S.222); Verwaltungsverfahrens-, Zustellungs-
und Vollstreckungsgesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommerns (Landesverwaltungsver-
fahrensgesetz - VwVfG M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 10.8.1998 (GVOB1. 
S. 743/GS m. V. Gl. Nr. 2010-1), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26.2.2004 (GVOB1. S. 106); 
Niedersächsisches Verwaltungsverfahrensgesetz (NVwVfG) vom 3.12. 1976 (Nds. GVB1. 
S.311), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28.11. 1997 (Nds. GVB1. S.489); Verwaltungsver-
fahrensgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG. NRW) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 12.11.1999 (GV NRW S.602/SGV NRW 2010); Rheinland-Pfälzisches Landes-
verwaltungsverfahrensgesetz (LVwVfG) vom 23.12. 1976 (GVB1. S. 308), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 21.7. 2003 (GVB1. S. 155); Saarländisches Verwaltungsverfahrensgesetz 
(SVwVfG) vom 15.12. 1976 (Amtsbl. S. 1151), zuletzt geändert durch Gesetz vom 8.10. 2003 
(Amtsbl. S.2874); Verwaltungsverfahrensgesetz für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 10.9. 2003 (GVB1. S.614); Verwaltungsverfahrensge-
setz für das Land Sachsen-Anhalt (VwVfG LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
7.1.1999 (GVB1. S. 2), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.3.2002 (GVB1. S. 130); Schleswig-
holsteinisches Landesverwaltungsgesetz in der Fassung vom 2.6. 1992 (GVOB1. Schl.-
H.S.243), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.12. 2003 (GVOB1. Schl.-H.S.667); Thüringer 
Verwaltungsverfahrensgesetz (ThürVwVfG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 27.11. 
1997 (GVB1. S.430), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.10. 2001 (GVB1. S.265). 

48 Vgl. dazu beispielsweise das richterrechtlich entwickelte Instrument der »Vorab-Infor-
mation« im Recht der öffentlichen Auftragsvergabe, welches heute in § 13 VgV kodifiziert ist. 
Dazu unten §5 II. 2. b) bb). 

49 Abgabenordnung (AO) vom 16.3. 1976 (BGBl. I S.613) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 1.10. 2002 (BGBl. I S.3866), zuletzt geändert durch Zweites Gesetz für moderne 
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 23.12. 2002 (BGBl. I S.4621). 

50 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch - Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz -
(SGB X) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18.1.2001 (BGBl. IS. 130), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 23.12. 2002 (BGBl. I S.4621). 

51 Karl August Bettermann, Anfechtbare und nichtanfechtbare Verfahrensmängel, in: Fest-
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sehe verfahrensrechtliche Vorschriften in Regelwerken des besonderen Verwal-
tungsrechts52, die ebenfalls dem Verwaltungsverfahrensrecht im formell, insti-
tutionell-organisatorischen Sinn zuzuordnen sind.53 

b) Inhalt und Umfang des Verwaltungsprozeßrechts 

aa) Verwaltungsprozeßrecht im materiell-funktionalen Sinn 

Das Verwaltungsprozeßrecht bestimmt das von den Verwaltungsgerichten bei 
der Kontrolle der Exekutive zu beachtende, rechtsstaatlich geordnete Prozede-
re. Damit dient das Verwaltungsprozeßrecht neben dem Verwaltungsverfah-
rensrecht der Verwirklichung und insbesondere der Durchsetzung des materiel-
len Verwaltungsrechts. Verwaltungsverfahren und verwaltungsgerichtlicher 
Prozeß sind zwar formal völlig verselbständigt und voneinander unabhängig.54 

Dennoch besteht zwischen beiden Verfahren ein notwendiger innerer Bezug, da 
die zu kontrollierende Verwaltungsentscheidung und die gerichtliche Entschei-
dung untrennbar verknüpft sind.55 Im Unterschied zur verfahrensrechtlich de-
terminierten Konkretisierung des materiellen Verwaltungsrechts setzt das 
Verwaltungsprozeßrecht jedoch auf einer anderen, zeitlich regelmäßig nachge-
lagerten Ebene an. Die materiellen Rechtsbeziehungen zwischen Bürger und 
Staat erfahren üblicherweise eine erstmalige Konkretisierung durch behördliche 
Maßnahmen. Die verwaltungsprozeßrechtlichen Regeln widmen sich demge-
genüber der nachprüfenden Kontrolle und der Durchsetzung des materiellen 
Verwaltungsrechts.56 Die Vorschriften des Verwaltungsprozeßrechts im mate-
riellen Sinne werden damit vorrangig durch die originäre Aufgabe der Judikati-
ve - ihre rechtsprechende Funktion - bestimmt.57 

Schrift für Christian-Friedrich Menger, hrsg. von Hans-Uwe Erichsen u.a., Köln u.a. 1985, 
S. 709ff. 

52 So beispielsweise im Bauplanungsrecht die Verfahrensregeln über die Planaufstellung 
(§§2ff. BauGB). Dazu eingehend Christian Bönker, in: Öffentliches Baurecht, hsrg. v. Werner 
Hoppe/Christian Bönker/Susan Grotefels, 2. Aufl., München 2002, §5 Gemeindliche Bauleit-
planung Rdnr.273ff. 

53 Vgl. dazu Rainer Wahl, Fehlende Kodifizierung der förmlichen Genehmigungsverfahren 
im Verwaltungsverfahrensgesetz, NVwZ 2002,1192ff. 

54 Zur ursprünglich einheitlichen gesetzlichen Regelung von Verwaltungsverfahren und 
verwaltungsgerichtlichem Prozeß sowie der historischen Entwicklung und Trennung beider 
Ule, VerwArch. 62 (1971), 114f. 

55 Lorenz, Verwaltungsprozeßrecht, 2000, S. 52 Rdnr. 12. 
56 Lorenz, Verwaltungsprozeßrecht, 2000, S.49f. Rdnr.6. 
57 Vgl. von Mutius, Das Widerspruchsverfahren der VwGO als Verwaltungsverfahren und 

Prozeßvoraussetzung, 1969, S.29. 
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